
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 20.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Löhne
Akteure Imboden, Natalie (gp/verts, BE) NR/CN, Rytz, Regula (gp/verts, BE)

NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Gerber, Marlène

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Gerber, Marlène 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Löhne, 2020 - 2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 20.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesverwaltung - Personal

1Sozialpolitik
1Soziale Gruppen

1Frauen und  Gleichstellungspolitik

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SBB Schweizerische Bundesbahnen
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
RUAG RüstungsUnternehmen AktienGesellschaft

CFF Chemins de fer fédéraux suisses
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
RUAG RüstungsUnternehmen AktienGesellschaft

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Im Zusammenhang mit dem Postautoskandal forderte Regula Rytz (gp, BE) in ihrer
Motion nichts anderes als «Schluss mit den Boni-Fehlanreizen in bundesnahen
Betrieben!». Auf variable Lohnleistungen solle ganz verzichtet oder diese sollen nur in
sehr beschränktem Ausmass ausgerichtet werden, um vor allem Teamleistungen zu
honorieren. Es sei höchste Zeit, die teilweise exzessiven Boni-Zahlungen in
bundesnahen Betrieben zu begrenzen. Rytz zitierte aus dem Kaderlohnreporting 2016
laut dem der CEO der Ruag CHF 354'000, der CEO der SBB CHF 326'000 und der CEO
der Post CHF 317'000 als Boni-Zahlung erhalten hätten; dies sei teilweise mehr als die
Hälfte des Fixlohnes. Die Berner Grüne verwies auf eine Motion Pardini (sp, BE; Mo.
16.3377), mit der Boni auf 50 Prozent des Fixlohnes begrenzt werden sollen. Es sei aber
grundlegender zu fragen, ob es überhaupt solche Boni brauche. Studien zeigten, dass
diese falsche Anreize setzten und von einem fragwürdigen Menschenbild ausgingen,
dass jemand nämlich nur Leistung bringe, wenn er dafür besonders belohnt würde.
Der Bundesrat verwies in seinem Antrag auf Ablehnung der Motion auf die
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL; Pa.Iv. 16.438), der Anfang
2018 Folge gegeben worden war und die verlangte, dass die Lohnobergrenze eines
Geschäftsleitungsmitglieds eines bundesnahen Betriebs das Bruttogehalt eines
Bundesratsmitglieds nicht übersteigen dürfe. Da diesbezüglich eine Vorlage zu erwarten
sei, bestehe momentan kein weiterer Handlungsbedarf. Dies sahen wohl auch die Büros
der Räte so, setzten sie das Anliegen doch während zwei Jahren nie auf die
Traktandenliste, womit es Mitte Juni 2020 unbehandelt abgeschrieben wurde. 1

MOTION
DATUM: 19.06.2020
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Mit 14 zu 9 Stimmen beschloss die WBK-NR im August 2023, einer parlamentarischen
Initiative aus der Feder von Natalie Imboden (gp, BE) keine Folge zu geben. Die Initiantin
verlangt, dass Arbeitnehmende von ihren (zukünftigen) Arbeitgebenden Auskünfte über
das individuelle und kollektive Lohngefüge des Betriebs, aufgeschlüsselt nach
Geschlecht und Funktion, erhalten können. Zusätzlich soll es auch
Arbeitnehmendenvertretungen ermöglicht werden, kollektive Daten eines Betriebs in
aggregierter Form zu beziehen. Die 9-stimmige Kommissionsminderheit plädierte auf
Folgegeben, da sie sich von dieser Massnahme zur Förderung von Lohntransparenz
eine Verbesserung der Geschlechtergleichstellung in der Arbeitswelt versprach. Die
Kommissionsmehrheit, die 14 Stimmen auf sich vereinte, wollte hingegen die
Lohnvertraulichkeit schützen und vorerst die in Zusammenhang mit der Revision des
Gleichstellungsgesetzes für 2025 in Aussicht gestellte Zwischenbilanz abwarten. Ebenso
verwies sie auf eine im Ständerat hängige Motion zur Einführung von Sanktionen im
Falle der Nichteinhaltung der Lohngleichheit. Auch das Schicksal dieses Vorstosses
gelte es abzuwarten. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2023
MARLÈNE GERBER

1) Mo. 18.3370
2) Bericht WBK-NR vom 17.8.23; Medienmitteilung WBK-NR vom 18.8.23
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